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Fragliche Rechtmäßigkeit von Qualitätsprüfungen wegen nicht wirksam eingeholter Einverständ-

nisse bei den Pflegebedürftigen oder ihrer Betreuer 

Gemäß § 114a Abs. 3 SGB XI i.V.m. Nr. 6 Abs. 8 der QPR, setzt die Einbeziehung der Bewohner und 
Kunden die Einwilligung derselben oder seines gesetzlichen Betreuers/Bevollmächtigten voraus. Sinn 
und Zweck des Einverständnisses ist die Einwilligung in die durch die Prüfung sonst verletzten Grund-
rechte der Intimsphäre, der Persönlichkeitsphäre, der Unverletzlichkeit der Wohnung sowie des Da-
tenschutzes. Die Einwilligung muss wirksam eingeholt werden, das heißt, dass die Prüfer gegenüber 
den Pflegebedürftigen und Betreuern eine umfassende Aufklärungspflicht haben. Da nur die mit der 
Prüfung betrauten Prüfer die Erfahrung und die Befugnis bezüglich der Erhebung Qualitätsprüfung 
haben, ist die Einholung eines wirksamen Einverständnisses ausschließlich durch die beauftragen 
Prüfer des MDK einzuholen. Die Einholung einer Einwilligung durch die Pflegeeinrichtung ist nicht 
wirksam. Weiterhin ist nach der Aufklärung den Geprüften oder ihren Betreuern eine angemessene 
Überlegungszeit zu geben (1/2 h), um sich über die Bedeutung der Eingriffe Gedanken zu machen. 

Die Einwilligung kann wirksam nur erteilt werden, wenn die Pflegebedürftigen über  
1. Anlass und Zweck sowie Inhalt, Umfang, Durchführung und Dauer der Maßnahme,  
2. den vorgesehenen Zweck der Verarbeitung und Nutzung der dabei erhobenen personenbezogenen 
Daten,  
3. die Freiwilligkeit der Teilnahme und  
4. die jederzeitige Widerrufbarkeit der Einwilligung  
ausreichend aufgeklärt und darauf hingewiesen wurden, dass sich die Verweigerung der Einwilligung 
nicht nachteilig auswirkt. Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer 
Umstände eine andere Form angemessen ist. Absatz 2 Satz 6 gilt für die Einwilligung entsprechend 
(Unverletzlichkeit der Wohnung). BT Druck. 16/7439 – Gesetzesbegründung zu § 114a Abs. 3 SGB XI. 
 
Die Einwilligung der Bewohner setzt somit die Aufklärung hinsichtlich aller obigen Punkte voraus. Ei-
ne allgemein gehaltene Frage, ob man eine Qualitätsprüfung durchführen dürfe, reicht nicht aus, da 
der Einwilligende so nicht die Tragweite der Maßnahmen erkennen kann. Weiterhin bedarf die Wirk-
samkeit der Einwilligung der Schriftform. Sinn und Zweck des Schriftformerfordernisses ist auch hier 
das Erkennen und die Auseinandersetzung mit der Bedeutsamkeit der Prüfung und der damit ver-
bundenen Grundrechtseingriffe, als auch das Dokumentationserfordernis der Pflegekasse selbst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Notwendigkeit des Schriftformerfordernisses sah auch der Landesdatenschutzbeauftragte des 
Landes NRW so:  
 

     

     

     

Tipp: Leitungskräfte der Pflegeeinrichtung können gerne den Kontakt zu den Einwilligungsbe-
dürftigen herstellen. Die Prüfer sind jedoch verpflichtet, die Einverständnisse selbst einzuholen. 
Soweit eine Aufklärung nicht stattfindet, oder auch im Prüfbericht nicht dargestellt ist, war die 
Erhebung der personenbezogenen Prüfkriterien unzulässig. Aufgrund der vertraglichen und ge-
nerellen Obliegenheits- und Fürsorgepflicht gegenüber den Bewohnern und Kunden, sollte eine 
Verwertung durch rechtswidrig eingeholte Erkenntnisse widersprochen werden. 
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